— 287 — rei. 


Amts ⸗Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


— 


2 32. 


Marienwerder, den 10. Auguſt 


1898. 


Die Nummer 26 der Geſetz-Sammlung enthält Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtituts hiermit 


unter 
Nr. 10014 den Zuſatzartikel zur revidirten Rhein⸗ 


landesherrlich genehmigen. 


Dieſer Erlaß iſt mit dem Nachtrage im geſetz⸗ 


ſchifffahrtsakte vom 17. Oktober 1868, vom 18. Sep⸗ lichen Wege zu veröffentlichen. 


tember 1895; unter 

Nr. 10 015 die Bekanntmachung der Miniſterial⸗ 
erklärung zu dem zwiſchen den Rheinſchifffahrts⸗Be⸗ 
vollmächtigten von Preußen, Bayern, Baden, Heſſen, 
Elſaß Lothringen und der Niederlande in Mannheim 
am 18. September 1895 vereinbarten Zuſatzartikel zur 


revidirten Rheinſchifffahrtsakte vom 17. Oktober 1868, 


betreffend die Gleichſtellung der richterlichen Straf⸗ 
befehle und polizeilichen Strafverfügungen mit den in 
den Artikeln 32 bis 40 der Rheinſchifffahrtsakte er⸗ 
wähnten ſtrafgerichtlichen Urtheilen und Erkenntniſſen, 
vom 15. Juli 1898; und unter 

Nr. 10 016 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, 


Potsdam, den 9. Juni 1898. 
gez. Wilhelm R. 
ggez. von Hammerſtein. Schönſtedt. 
An die Miniſter fiir Landwirthſchaft, Domänen 


fans Forſten und der Juſtiz. 


Fünfter Nachtrag 
zu den 
ſtatutariſchen Beſtimmungen 
bei dem 
Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtitut. 


J. Der § 16 des Statuts für das Neue Branden⸗ 


betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen burgiſche Kredit⸗Inſtitut vom 30. Auguſt 1869 (Geſetz⸗ 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Geilenkirchen, Heins Sammlung Seite 1034) erhält folgende Faſſung: 


berg, Adenau, Zell, Saarlouis, Bitburg, Daun, Prüm, 
Wadern, Waxweiler, Neumagen, Saarburg und Trier, 
vom 18. Juli 1898. 
Die Nummer 27 der Geſetz⸗Sammlung enthält 
unter 
Nr. 10 017 die Bekonntmachung, betreffend das 
Außerkrafttreten des Handelsvertrages zwiſchen dem 
Deutſchen Zollverein und Großbritannien und des am 
16. Auguſt 1865 geſchloſſenen Schifffahrtsvertrages 
195 0 Preußen und Großbritannien, vom 31. Juli 
8. 


Die Nummer 33 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 
Nr. 2501 die Internationale Sanitätskonvention, 
vom 3. April 1894, und Zuſatzerklärung zu dieſer 
Uebereinkunft, vom 30. Oktober 1897. 
5 Die Nummer 35 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 
Nr. 2504 die Bekanntmachung, betreffend das 
Außerkrafttreten des Handelsvertrages zwiſchen dem 
1998 Zollverein und Großbritannien, vom 31. Juli 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Zentral⸗Behörden. 
I) Auf Ihren Bericht vom 31. Mai d. Is. will 
Ich den mit demſelben vorgelegten, anbei zurückfolgenden 
V. Nachtrag zu den ſtatutariſchen Beſtimmungen des 


Behufs Beitreibung fälliger Forderungen 
an Darlehns⸗Kapitalen, Tilgungsbeiträgen und 
ſonſtigen durch dieſes Statut vorgeſehenen Lei⸗ 
ſtungen ſteht dem Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗ 
Inſtitute gegen Schuldner, welche Eigenthümer 
des beliehenen Grundſtücks ſind, oder gegen deren 
Erben ein Zwangsvollſtreckungsrecht nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes, betreffend die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus Forderungen landſchaftlicher (ritter⸗ 
ſchaftlicher) Kreditanſtalten vom 3. Auguſt 1897 
(Geſetz-Sammlung Seite 388) zu. 

Kraft dieſes Zwangsvollſtreckungsrechtes 
iſt das Neue Brandenburgiſche Kredit⸗Inſtitut 
befugt, die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 
Vermögen des Schuldners zu betreiben oder das 
beliehene Grundſtück in Zwangsverwaltung zu 
nehmen und dieſe Maßregeln zuſammen oder 
einzeln zur Ausführung zu bringen. 

Gleichzeitig kann das Inſtitut auch die ge⸗ 
richtliche Zwangsverſteigerung des beliehenen 
Grundſtücks betreiben. Der vollſtreckbare Schuld⸗ 
titel wird durch den Antrag auf Zwangsver⸗ 
ſteigerung erſetzt. 

Dieſer Antrag, welcher das Grundſtück, 
den Eigenthümer und den Anſpruch bezeichnen 
ſoll, iſt von der Direktion des Neuen Branden⸗ 
burgiſchen Kredit⸗Inſtituts zu ſtellen. 

Der Schuldner kann nicht verlangen, daß 


Ausgegeben in Marienwerder am 11. Auguſt 1898. 


— 268 — 


das Inſtitut ſich zunächſt an das verpfändete 
Grundſtück halte, auch nicht der gleichzeitigen 


nach den für die gerichtliche Zwangsverwaltung 
geltenden Vorſchriften. 

5. Durch die Beſchlagnahme wird dem Schuldner 
die Verwaltung und Benutzung des Grund⸗ 
ſtücks entzogen. 

6. Wohnt der Schuldner zur Zeit der Beſchlag⸗ 


nahme auf dem Grundſtücke, ſo ſind ihm die 
für ſeinen Hausſtand unentbehrlichen Räume 


Betreibung der Zwangsverwaltung und Zwangs⸗ zubelaſſen. 
verſteigerung des Grundſtücks widerſprechen. Gefährdet der Schuldner oder ein Mit⸗ 
Beſtreitet der Schuldner die Verbindlichkeit glied ſeines Hausſtandes das Grundſtück oder 
zur Entrichtung der geforderten Geldbeträge, ſo die Verwaltung, ſo kann ihm die Räumung 
bleibt ihm überlaſſen, ſeine Rechte im Wege der des Grundſtücks aufgegeben werden. 
Klage geltend zu machen. 7. Der Verwalter wird von der Direktion des 
II. Dem Statut für das Neue Branden⸗ Neuen Brandenburgiſchen Kredit- Inſtituts 
burgiſche Kredit. Inſtitut vom 30. Auguſt 1869 (Geſetz⸗ beſtellt. 
Sammlung Seite 1034) werden folgende neue Para⸗ Die letztere hat dem Verwalter durch einen 
graphen 16a bis e eingefügt: ihrer Beamten das Grundſtück zu übergeben 
$ 16a. Die Zwangsvollſtreckung in das oder ihm die Ermächtigung zu ertheilen, ſich 
bewegliche Vermögen des Schuldners erfolgt nach ſelbſt den Beſitz zu verſchaffen. 
den Vorſchriften der Verordnung über das Ver⸗ 8. Die Beſchlagnahme wird auch dadurch wirkſam, 
waltungszwangsverfahren vom 7. September daß der Verwalter nach Ziffer 7 den Beſitz 
1879 (Geſetz Sammlung Seite 591). des Grundſtücks erlangt. 

Die Direktion des Neuen Brandenburgiſchen Das Zahlungsverbot an den Driltſchuldner 
Kredit⸗Inſtituts iſt die zur Anordnung und Lei⸗ iſt auch auf Antrag des Verwalters zu er⸗ 
tung des Zwangsverfahrens zuſtändige Voll⸗ laſſen. 
ſtreckungsbehörde. 9. Der Verwalter hat das Recht und die Pflicht, 

Führt dieſe Zwaugsvollſtreckung zu einem alle Handlungen vorzunehmen, die erforderlich 
Vertheilungsverfahren, fo finden die Vorſchriſten find, um das Grunoſtück in feinem wirth⸗ 
des § 16e dieſes Statuts entſprechende An⸗ ſchaftlichen Beſtande zu erhalten und ordnungs⸗ 
wendung. mäßig zu benutzen; er hat die Anſprüche, auf 

§ 16b. Das Verfahren der Zwangsver⸗ welche ſich die Beſchlagnahme erſtreckt, geltend 
waltung regelt ſich nach folgenden Beſlimmungen: zu machen und die für die Verwaltung ent⸗ 
1. Die Einleitung einer Zwangsverwaltung iſt behrlichen Nutzungen in Geld umzuſetzen. 
ausgeſchloſſen, jo lange eine gerichtliche Zwangs— Iſt das Grundſlück vor der Beſchlagnahme 
verwaltung des Grundſtücks anhängig iſt. einem Miether oder Pächter überlaſſen, fo iſt 
2. Die Anordnung der Zwangsverwaltung er: der Mieth⸗ oder Pachtvertrag auch dem Ver⸗ 
folgt durch Beſchluß der Direktion des Neuen walter gegenüber wirkſam. 
Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtituts. 10. Die Direktion des Neuen Brandenburgiſchen 
3. Der Beſchluß, durch welchen die Zwangsver⸗ Kredit⸗Inſtituts hat den Verwalter nach An⸗ 
waltung angeordnet wird, iſt dem Schuldner hörung des Schuldners mit der erforderlichen 
zuzuſtellen. Anweiſung für die Verwaltung zu verſehen, 
Gleichzeitig iſt das zuſtändige Grundbuch⸗ die dem Verwalter zu gewährende Vergütung 
amt (Amtsgericht) un Eintragung dieſes Be⸗ feſtzuſetzen und die Geſchäftsführung zu be⸗ 
ſchluſſes in das Grundbuch und Ueberſendung aufſichtigen. Sie kann dem Verwalter die 
der im § 19 des Geſetzes über die Zwangs Leiſtung einer Sicherheit auferlegen, gegen 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung vom ihn Ordnungsſtrafen bis zu zweihundert Mark 

24. März 1897 (Reichsgeſetz⸗Blatt Seite 97) verhängen und ihn entlaſſen. 

bezeichneten Mittheilungen zu erſuchen. 11. Der Verwalter iſt für die Erfüllung der ihm 

Nach dem Eingang dieſer Mittheilungen obliegenden Verpflichtungen allen Belheiligten 
ſind die Betheiligten von der Anordnung der gegenüber verantwortlich. Er hat dem Neuen 
Zwangsverwaltung zu benachrichtigen. Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtitut jährlich und 

4. Der Beſchluß, durch welchen die Zwangever⸗ nach der Beendigung der Verwaltung Rech⸗ 
waltung angeordnet wird, gilt zu Gunſten nung zu legen. Die Rechnung iſt dem Schuldner 
des Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtituts vorzulegen. Die Abnahme der Rechnung er⸗ 
als Beſchlagnahme des Grundſtücks. folgt am Sitze der in § 160 bezeichneten 

Umfang, Zeitpunkt der Wirkſamkeit und Provinzial⸗Ritterſchafts Direktion. 

Wirkungen der Beſchlagnahme beſtimmen ſich 12. Aus den Nutzungen des Grundſtücks ſind die 


Ausgaben der Verwaltung ſowie die Koſten 
des Verfahrens mit Ausnahme derjenigen, 
welche durch die Anordnung des Verfahrens 
entſtehen, vorweg zu beſtreiten. 

Im Uebrigen finden auf das Vertheilungs⸗ 
verfahren die für die gerichtliche Zwangsver⸗ 


13. 


14. 


8 16c. 


8 16a. 
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waltung geltenden Vorſchriften entſprechende 

Anwendung, ſoweit ſich nicht aus § 16 e dieſes 

Statuts ein Anderes ergiebt. 

Die Aufhebung des Verfahrens erfolgt durch 

Beſchluß der Direktion des Neuen Branden- 

burgiſchen Kredit⸗Inſtituts. 

Das Verfahren iſt aufzuheben: 

1) wenn das Neue Brandenburgiſche Kredit⸗ 
Jnſtitut befriedigt iſt, 

2) wenn wegen des Anſpruchs eines anderen 
Gläubigers die gerichtliche Zwangsver⸗ 
waltung angeordnet wird. 

Die Aufhebung kann angeordnet werden, 
wenn die Fortſetzung des Verfahrens beſondere 
Aufwendungen erfordert. 

Der Beſchluß, durch welchen das Verfahren 

aufgehoben wird, iſt dem Schuldner zuzu⸗ 

ſtellen. 

Das Grundbuchamt (Amtsgericht) iſt um 
Löſchung des Zwangsverwaltungsvermerks zu 
erſuchen. 


Die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen 


werden von der Direktion des Neuen Branden⸗ 
burgiſchen Kredit⸗Inſtituts mit Zuſtimmung 
des Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten und des Juſtizminiſters erlaſſen. 
Während der Dauer der Mitverwaltung des 
Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtituts 
durch die Kur⸗ und Neumärkiſche Haupt⸗Ritter⸗ 
ſchafts⸗ Direktion werden die in den 88 16, 
16a und 16 b Ziffer 2, 7, 10 und 13 der 
Direktion des Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗ 
Inſtituts beigelegten Befugniſſe durch diejenige 
Provinzial⸗Ritterſchafts- Direktion ausgeübt, 
in deren Bezirk das bepfandbriefte Grund⸗ 
ſtück belegen iſt. (§ 57). 

Wenn in Folge der Einwirkung des Schuldners 
oder weil derſelbe die erforderlichen Bor: 
kehrungen gegen Einwirkungen dritter oder 
gegen andere Beſchädigungen unterläßt, eine 
die Sicherheit der Forderungen des Neuen 
Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtituts gefährdende 
Verſchlechterung des beliehenen Grundſtücks 
zu beſorgen iſt, ſo iſt das Neue Branden⸗ 
burgiſche Kredit⸗Inſtitut befugt, unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Vorſchriften der 
Verordnung über das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren vom 7. September 1879 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 591) den Arreſt in das 
bewegliche Vermögen des Schuldners vollziehen 
zu laſſen und das beliehene Grundſtück im 
Wege des Arreſtes in Zwangsverwaltung zu 
nehmen. . 

Einer Verſchlechterung des Grundſtücks im 
Sinne dieſer Beſtimmung iſt es gleich zu 
achten, wenn Zubehörſtücke, auf die ſich das 
Pfandrecht des Inſtituts erſtreckt, verſchlechtert 
oder den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirth⸗ 


ſchaft zuwider von dem Grundſtück entfernt 
werden. 

Wird von dem Schuldner die Rechtmäßig⸗ 
keit des Arreſtes beſtritten, ſo iſt der Wider⸗ 
ſpruch im Wege der Klage geltend zu machen. 

§ 16e. Bei einer Zwangsverwaltung oder Zwangs⸗ 
verſteigerung, bei welcher das Neue Branden⸗ 
burgiſche Kredit⸗Inſtitut betheiligt iſt, brauchen 
Anſprüche, welche nach $ 2 des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Zwangsvollſtreckung aus Forde⸗ 
rungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kredit⸗ 
anſtalten vom 3. Auguſt 1897 (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung Seite 338) dem Zwangssollſtreckungs⸗ 
rechte des Inſtituts unterliegen, auch inſo⸗ 
weit, als fie aus dem Grundbuche nicht her: 
vorgehen, weder zum Zwecke ihrer Berück⸗ 
ſichtigung bei Feſtſtellung des geringſten Ge⸗ 
botes, noch zum Zwecke ihrer Aufnahme in 
den Theilungsplan glaubhaft gemacht zu 
werden. 

Durch den Widerſpruch, welchen bei der 
Verhandlung über den Theilungsplan ein an⸗ 
derer Betheiligter gegen einen Anſpruch der 
bezeichneten Art erhebt, wird die Ausführung 
des Planes nicht aufgehalten. Dem wider⸗ 
ſprechenden Betheiligten bleibt es überlaſſen, 
ſeine Rechte nach erfolgter Auszahlung im 
Wege der Klage geltend zu machen. 

III. Die durch den II. Nachtrag zum Statut für 
das Neue Brandenburgiſche Kredit⸗Inſtitut vom 28. Juli 
1882 zu Nr. II an Stelle des zweiten Satzes im vor⸗ 
letzten Abſatz des § 8 des Statuts getretene Beſtim⸗ 
mung erhält folgenden Zuſatz: 

Aus den von den Sydicis und deren Stell⸗ 
vertretern innerhalb der Grenzen ihrer Amts⸗ 
befugniſſe aufgenommenen Urkunden findet 
die gerichtliche Zwangsvollſtreckung ftatt. Auf 
bieſe letztere finden die Vorſchriften über die 
Zwangsvollſtreckung aus notariellen Urkunden 
entſprechende Anwendung. 

In den Fällen der $$ 664 und 665 der 
Civilprozeß⸗Ordnung iſt die vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung nur auf Anordnung des Amtsge⸗ 
richts J zu Berlin zu ertheilen. 

IV. Die Vorſchrift zu Nr. II des Nachtrags 
zum Statut für das Neue Brandenburgiſche Kredit⸗ 
Inſtitut vom 24. April 1896 wird aufgehoben. 


V. Der 8 47 des Statuts für das Neue 
Brandenburgiſche Kredit⸗Inſtitut vom 30. Auguſt 1869 
erhält folgende Faſſung: i 

Für jeden landräthlichen Kreis werden von 
den ſämmtlichen Vereinsmitgliedern des Kreiſes 
auf den dazu angeſetzten Kreisverſammlungen 
zwei oder mehrere beſtändige Kreis⸗Kommiſſa⸗ 
rien aus den im Kreiſe mit beleihungsfähigen 
Grundstücken angemeſſenen Perſonen je auf 
ſechs Jahre erwählt und von der Direktion 


VI. 
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nach erfolgter Prüfung und Beſtätigung der das Neue Brandenburgiſche Kredit⸗Inſtitut vom 30. Auguſt 


Wahl verpflichtet. 

Zu den Kreisverſammlungen werden diz 
Darlehnsſchuldner von der Direktion durch die 
Kreisblätter, beziehentlich durch die an ihrer 
Stelle von der Direktion zu beſtimmenden 
Blätter unter Angabe des Zweckes der Wahl 
einberufen. Die Direktion ernennt die Vor⸗ 
ſitzenden, welche die Wahl nach einfacher 
Stimmenmehrheit der anweſenden Wähler 
vollziehen laſſen und die Wahlprotokolle ſofort 
der Direktion einſenden. 

Eine Wahl der Kreis⸗Kommiſſarien findet 


1869 erhält folgende Faſſung: 


Es erſchienen in der Verſammlung die 
Mitglieder der Haupt⸗-Ritterſchafts⸗Direktion, der 
Haupt⸗Ritterſchafts⸗Sydikus und zehn Deputirte, 
und zwar: 
aus der Prignitz und der mit ihr vereinigten 
Altmark je einer, 
aus der Mittelmark (und den ſtändiſch inkor⸗ 
porirten Diſtrikten) drei, 
aus der Uckermark zwei und 
aus der Neumark drei. 

VII. Der auf die Einleitung folgende Abſatz 1 


jedoch nur ſtatt, wenn auf der dazu ange⸗ der Nr. VI des Nachtrags zu den ſtatutariſchen Be: 


ſetzten Kreisverſammlung mindeſtens ſechs der 
in dem betreffenden Kreiſe angeſeſſenen Ver⸗ 
einsmitglieder erſchienen ſind. 

Sind in der betreffenden Kreisverſamm⸗ 
lung weniger als ſechs Vereinsmitglieder an⸗ 
weſend geweſen, ſo erfolgt die Ernennung der 
Kreis⸗Kommiſſarien durch die Direktion; das⸗ 
ſelbe gilt, ſo lange in einem Kreiſe noch nicht 
zwanzig angeſeſſene Mitglieder des Inſtituts 
vorhanden ſind. Sobald aber dieſe Zahl er⸗ 
reicht iſt, hat die Direktion die Wahl von 
Kreis⸗Kommiſſarien anzuordnen und den Ge⸗ 
wählten das Amt zu übertragen. 

Falls ein landräthlicher Kreis nicht ſeinem 
ganzen Umfange nach im Bereiche des Inſti⸗ 
tuts oder einer Provinz deſſelben (§ 50) be⸗ 
legen iſt, wird der im Bereiche des Inſtituts, 


ſtimmungen für das Neue Brandenburgiſche Kredit: 
Juſtitut vom 19. Februar 1890 erhalt folgende Faſſung: 


Die Deputirten werden je auf ſechs Jahre 
aus den Beſitzern beliehener Grundſtücke von 


den Kreis⸗Kommiſſarien der betreffenden Provinz 


in einer Verſammlung gewählt, welche durch 
einen von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion er⸗ 
nannten Wahl- Kommiſſarius einzuberufen iſt. 
In dieſer Verſammlung werden gleichzeitig aus 
den Beſitzern beliehener Grundſtücke für jeden 
Deputirten je zwei Stellvertreter gewählt, welche 
im Bedürfnißfalle nach der Reihenfolge ihrer 
Wahl eintreten. 


2) Auf den Bericht vom 10. Juni d. Is. will Ich 
dem wieder angeſchloſſenen, von dem 43. General⸗ 
Landtage der Oſtpreußiſchen Landſchaft beſchloſſenen 


bezüglich der Provinz, belegene Theil eines ſechſten Nachtrage zu dem revidirten Reglement der 
ſolchen Kreiſes einem der angrenzenden land- Feuerſozietät dieſer Landſchaft vom 1. November 1886 
räthlichen Kreiſe zugetheilt und wird der ſo hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 


gebildete Komplex im Sinne des Statuts in 
allen Beziehungen als ein Kreis angeſehen. 


Landräthliche Kreiſe, in denen wegen ihrer[ggez. von Hammerſtein. 


räumlichen Ausdehnung, der Zahl der belie⸗ 
henen Grundſtücke oder ſonſtiger beſonderer 
Verhältniſſe ein dahin gehendes Bedürfniß 
hervortritt, können von der Direktion in 
Diſtrikte getheilt werden. Wo derartige Dis⸗ 
trikte gebildet ſind, werden die Kreis⸗Kommiſſa⸗ 
rien von den ſämmtlichen Vereinsmitgliedern 
des Diſtrikts unter entſprechender Anwendung 
der vorſtehend für die Kreiſe getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen gewählt. 

Jeder Beſitzer eines mit Pfandbriefen be⸗ 
liehenen Grundſtücks iſt verpflichtet, auf er⸗ 
folgte Wahl oder Ernennung das Amt eines 
Kreis⸗Kommiſſars, wenn er daſſelbe nicht ſchon 
einmal, verwaltet hat, oder inſofern ihm nicht 
die Gründe zur Seite ſtehen, welche ihn nach 
dem Geſetze zur Ablehnung einer Vormund⸗ 
ſchaft berechtigen würden, zu übernehmen, und 
kann dazu durch Kündigung ſeiner Pfand⸗ 
briefsſchuld angehalten werden. (§ 17 litt. g). 
Der Abſatz 2 des § 50 des Statuts für 


Berlin, den 17. Juni 1898. 
gez. Wilhelm R. 

Frhr. von der Recke. 
An die Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 


und Forſten und des Innern. 


Sechſter Nachtrag 
zum 


Revidirten Reglement der Feuerſozietät der 


oſtpreußiſchen Landſchaft 

vom 1. November 1886. 
1. Der 8 36 erhält folgenden neuen Abſatz: 

Abſatz 2. Wenn die Verſicherungsſumme 
der in einem Kataſter oder Nachtragskataſter zu 
verſichernden Gebäude den Betrag von 15000 Mk. 
nicht überſteigt, ſo iſt der Bezirks⸗Kommiſſarius 
befugt, ohne Zuziehung von Sozietätsgenoſſen 
die Schätzung des Gebäudewerthes vorzunehmen 
und das Kataſter gemäß § 35 Abſatz 2 zu be⸗ 
glaubigen und zu beſcheinigen. Es bleibt ihm 
jedoch überlaſſen, auch in dieſen Fällen zwei 
Sozietätsgenoſſen zur Mitwirkung im Bezirks⸗ 
Komits zuzuziehen. 
eine Einigung über die Höhe der Verſicherungs⸗ 


a dere 


Dies muß geſchehen, Inge | 


III. Nachtrag vom 10. Oktober 1892 unter Nr. 11 
wird in nachſtehenden Punkten abgeändert: 


A. Nr. 4 erhält folgende neue Faſſung: wenn der 


B. 


. Die Bedingungen in der Anmerkung unter I 


ſunune zwischen dem Antragſteller und dem Be⸗ 
zirks⸗Kommiſſarius nicht zu erreichen iſt. 
2. Der 8 67, abgeändert durch den 


Beſchädigte bei dem Gebrauch einer lokomobilen 
Dampfmaſchine oder eines Petroleum⸗ Motors 
nicht die vom General⸗Landtage feſtgeſetzten oder 
von der Direktion vorbehaltlich der Genehmigung 
des nächſten General» Landtages abgeänderten 
Bedingungen genau erfüllt hat. Dagegen wird 
die Brandvergütung auch in dieſem Falle gezahlt, 
wenn vom Beſchädigten nach dem endgiltigen 
Befinden der Direktion der vollſtändige Beweis 
für eine anderweite Entſtehungsurſache des Feuers 
erbracht iſt. 

als neuer Abſatz wird hinzugefügt: 

Abſatz 3. Die Direktion iſt vorbehaltlich 
der Genehmigung des nächſten General⸗Landtages 
befugt, die Bedingungen für den Betrieb von 
lokomobilen Dampfmaſchinen und Petroleum 
Motoren abzuändern, ſowie auch den Gebrauch 
anderer Motoren von Erfüllung beſonderer Be⸗ 
dingungen abhängig zu machen. 


werden wie folgt abgeändert und ergänzt: 

a. Nr. 1 ſoll nunmehr lauten: nach Wahl des 
Beſitzers mit einem patentirten Funkenfänger 
oder Funkenlöſcher verſehen ſein, deſſen An⸗ 
wendung die General⸗Feuerſozietäts⸗Direktion 
geſtattet, 

p. zu Nr. 6 wird ſtatt der Worte 

oder das Feuer darin zu löſchen 
geſetzt: 1 
bis das Feuer darin abgebrannt iſt, 

c. die letzten Worte: 
Beſchluß des 33. General⸗Landtages werden 
geſtrichen, * 

d. als neue Beſtimmungen werden zugefügt: 


Die General⸗Feuerſozietäts⸗Direktion hat 
durch die Kreisblätter des Bezirks und zugleich 
in einer beſonderen Anlage zu den Jahres⸗ 
ausſchreiben jedem Verſicherten Anfangs jeden 
Jahres die Funkenfänger und Funkenlöſcher 
bekannt zu machen, deren Anwendung ſie den 
Verſicherten ausſchließlich geſtattet. Dabei iſt 
derjenige Funkenſänger oder Funkenlöſcher 
namentlich zu bezeichnen, deſſen Anwendung 
früher geſtattet war, aber fortan nicht ge⸗ 
ſtattet iſt. 

Das Verbot eines früher geſtatteten 
Funkenfängers oder Funkenlöſchers tritt mit 
dem 1. Oktober des Jahres in Kraft, in dem 
das Verbot zuerſt bekannt gemacht iſt. 

Dieſer Zuſatz gilt auch für die An⸗ 
wendung der Funkenfänger bei Aufſtellung 


von Lokomobilen in Gebäuden IT A 5 dieſer 
Anmerkung. 


D. Die Anmerkung wird nachſtehend erweitert: 


III. Bei dem Gebrauch von Petroleum⸗ 
Motoren neben Gebäuden. 

1. Der Motor darf nur mit Petroleum, Mineralöl 
oder Solaröl geſpeiſt werden, welches den 
Reichsteſtvorſchriften entspricht. 

2. Der Motor muß mindeſtens 3 m von der 
Dachtraufe des nächſten Gebäudes und 5 m 
von der Dreſchmaſchine, ſowie von Getreide⸗ 
oder Strohbergen entfernt ſein. 

3. Der Boden unter und um den Motor iſt in 
einem Umkreiſe von mindeſtens 3 m von 
Stroh und leicht brennbaren Stoffen rein⸗ 
zuhalten. 

4. An der Betriebsſtelle darf ſich nur das für 
den täglichen Bedarf nothwendige Petroleum 
oder Oel befinden. Die Füllung des Petro⸗ 
leum⸗Behälters darf nur bei Tageslicht ſtatt⸗ 
finden. Größere Vorräthe an Petroleum, 
Solaröl oder Mineralöl dürfen nur in ge⸗ 
wölbten Kellern oder im Freien mindeſtens 
20 m entfernt von Gebäuden aufbewahrt 
werden. 

5. Neben dem Motor muß ſich ein größeres 

Gefäß mit Waſſer und ein Eimer befinden. 

Der zum Inbetriebſetzen erforderliche Spiritus 

darf nur aus einem offenen Gefäß eingegoſſen 

oder nachgegoſſen werden. 

Wenn die obigen Bedingungen nicht 
ſämmtlich erfüllt werden, ſo tritt die Ver⸗ 
ſicherung des ganzen Gehöfts vom Beginn 
der Inbetriebſetzung des Motors bis 1 Stunde 
1 0 der Außerbetriebſetzung desſelben außer 
raft. 

IV. Bei dem Gebrauch von Petroleum⸗ 

Motoren in Gebäuden: 

1. Der Motor darf nur mit Petroleum, Mineralöl 
oder Solaröl geſpeiſt werden, welches den 
Reichsteſtvorſchriften entſpricht. 

2. Der Motor darf nur in einem geſonderten 
Raum mit feuerſicherer Bedachung und feuer⸗ 
ſicherem Fußboden aufgeſtellt ſein, Thüren, 
welche aus dem Motorraum in den Arbeits⸗ 
raum oder in andere Räume führen, ſind 
entweder ganz aus Eiſen anzufertigen oder 
müſſen mindeſtens auf der dem Motorraum 
zugekehrten Seite mit Dachpappe und Eiſen⸗ 
blech beſchlagen und mit einer Selbſtſchließ⸗ 
vorrichtung verſehen ſein, welche nicht außer 
Wirkſamkeit geſetzt werden darf. 

Oberhalb des Motors müſſen Holzwerk 
und leicht feuerfangende Gegenſtände mindeſtens 
1 m und ſeitlich mindeſtens 50 em entfernt 
bleiben. Leicht ſeuerfangende Gegenſtände 
dürfen in dem Motorraum nicht gelagert oder 
verarbeitet werden. 


6. 


— 


den täglichen Bedarf erforderliche Petroleum 
oder Oel befinden. l 
leum⸗Behälters darf nur bei Tageslicht ſtatt⸗ 
finden. Größere Vorräthe an Petroleum, 
Solaröl oder Mineralöl dürfen nur in ge⸗ 
wölbten oder im Freien mindeſtens 20 m 
entfernt von Gebäuden aufbewahrt werden. 

4. Feuerungsanlagen ſind in dem Motorraum 
nicht geſtattet. Desgleichen iſt das Rauchen 
von Tabak und Cigarren in demſelben unter⸗ 
ſagt. 

5. Das Auspuffrohr muß in feuerſichererweiſe 
vom Motor abgeleitet werden und im Freien 
ausmünden. 

Es muß ſeitlich: 
a. mindeſtens 30 em von Holzwerk und leicht 
feuerfangenden Gegenſtänden, 
b. mindeſtens 3 m von anderen Gebäuden, 
e. mindeſtens 5 m von Getreide- und Stroh⸗ 
bergen entfernt ſein und 
d. mindeſtens 1 m das Dach des Motor⸗ 
raums überragen. 
Die Oeffnung in der Dachſchaalung iſt 
durch Eiſenblech zu ſchließen. 

6. In dem Motorraum muß ſich ein Gefäß mit 
etwa 10 Litern trockenem Sande befinden. 

Wenn die obigen Bedingungen nicht 
ſämmtlich erfüllt werden, ſo tritt die Ver⸗ 
ſicherung des ganzen Gehöftes vom Beginn 
der Inbetriebſetzung des Motors bis eine 
Stunde nach der Außerbetriebſetzung deſſelben 


außer Kraft. 

3. Die 88 72, 74 und 76 Abſatz 1 bis 3 
werden mit der Maßgabe, daß die Aenderungen erſt 
gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch am 1. Ja⸗ 
nuar 1900 in Kraft treten, dahin abgeändert: 

8.72, 780 1. Die Zahlung der Brand⸗ 
entſchädigung erfolgt nur zur Wiederherſtellung 
der verſicherten Gebäude. 
derſelben ſteht gleich die 
weſentlich gleichartigen Zwecken dienender Ge⸗ 
bäude auf demſelben Grundſtücke oder auf einem 
anderen Grundſtücke, welches den 


= 


®) 


Weile verhaftet iſt. 

Abſatz 2. (Der bisherige 8 72.) 

§ 74. Abſatz 1. Will oder kann der 
Verſicherte die Brandentſchädigung nicht nach 
Maßgabe des 8 72 Abſatz 1 verwenden, ſo 
finden die Vorſchriften des § 1128 Bürgerlichen 
Geſetzbuches Anwendung. 

Abſatz 2. Die erforderliche beglaubigte 
Abſchrift der Abtheilung III des Grundbuchblattes 
hat der Verſicherte beizubringen. 

a Abſatz 3. Wenn ein Hypotheken⸗ oder 
Grundſchuldgläubiger rechtzeitig der Zahlung der 
Brandvergütung widerſpricht, oder wenn ſonſt 


Der Wiederherſtellungſverordnen auf Grund des Geſeſetzes vom 1. 
Errichtung anderer 1879 (Geſetz⸗Sammlung Seite 297) 


Hypotheken⸗ genoſſ 
und Grundſchuldgläubigern des erſteren in gleicher vom 


gegen die Zahlung rechtliche Bedenken vorliegen, 
ſo iſt die Direktion nach ihrem freien Ermeſſen 
befugt, die Brandſchadensgelder auf Koſten des 
berechtigten Empfängers zu hinterlegen. 

§ 76. Abſatz 1. Die erite Hälfte der 
Brandvergütung wird baldmöglichſt und ſpäteſtens 
einen Monat nach der endgiltigen Feſtſtellung 
des Brandſchadens ausgezahlt, falls gegen die 
Zahlung nicht aus § 72 Abſatz 2 noch Anſtände 
vorliegen. 

Die zweite Hälfte wird erſt gezahlt, 
wenn der Nachweis der Verwendung der erſten 
Hälfte gemäß § 72 Abſatz 1 erbracht iſt. 

Die Direktion iſt jedoch befugt, Brand⸗ 
vergütungen von verhältnißmäßig geringerer Höbe 
in einer Summe auszuzahlen, wenn ſie über 
die ſachgemäße Verwendung derſelben kein Be⸗ 
denken hat. 

Abſatz 2. Die Direktion iſt befugt, aus⸗ 
nahmsweiſe die Zahlung der erſten Hälfte von 
dem Nachweiſe des Beginns der Wiederherſtellung 
oder des Aufbaues abhängig zu machen. Auch 
kann ſie die zweite Hälfte in Theilzahlungen 
entſprechend dem ihr nachzuweiſenden Fortſchreiten 
des Baues auszahlen. 

Abſatz 3. Zur Zahlung von Zinſen für 
die feſtgeſetzte Brandvergütung iſt die Sozietät 
nur verpflichtet, wenn ihr eine ſchuldbare Ver⸗ 
sögerung der Auszahlung zur Laſt fällt. Unter⸗ 
bleibt die Zahlung eines Theiles der Brand⸗ 
vergütung nur mit Rückſicht auf den zeitigen 
Stand der Kaffe, fo ertheilt die Direktion dem 
Beſchädigten einen Brandvergütungsſchein, worin 
fie ihm die Zahlung des übrigen Theiles der 
Brandvergütung mit Zinſen innerhalb Jahres⸗ 
friſt zuſichert. 

Wir Wilhelm, 
von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ꝛc. 
April 
nach Anhörung 
der Betheiligten, was folgt: 
Der § 3 des Statutes für die Entwäſſerungs⸗ 


enſchaft zu Sacollno⸗Paruſchke im Kreiſe Flatow 
21. Dezember 1896 erhält am Schluſſe den Zuſatz: 


„Inſoweit den Genoſſen zu Folgeeinrichtungs⸗ 
koſten aus ſtaatlichen oder provinziellen Fonds 
Beihülfen gewährt werden, ſind ſie gehalten, die 
zur Erhaltung der Kunſtwieſen erforderlichen 
Maßregeln (Räumen der Stichgräben, Nach⸗ 
düngen u. |, w.) zu treffen und können ſie hierzu 
nöthigenfalls von dem Vorſtande (eventuell auf 
Anweiſung der Aufſichtsbehörde) durch vorher 
anzudrohende Ordnungsſtrafen bis zum Betrage 
von 30 Mark, welche wiederholt werden dürfen, 
angehalten werden. 

Haben auch dieſe keinen Erfolg, ſo iſt der 
Vorſtand (eventuell auf Anweiſung der Aufſichts⸗ 
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behörde) berechtigt, die erforderlichen Arbeiten 
durch Dritte ausführen zu laſſen und die ent⸗ 
ſtehenden Koſten von den betreffenden Genoſſen 
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens ein⸗ 
zuziehen. 

Weiſt ein Genoſſe nach, daß er von 
einer anderweiten Benutzungsart ſeines Grund⸗ 
ſtückes mehr Nutzen hat als von der Erhaltung 
deſſelben als Kunſtwieſe, ſo kann ihm jene von 


Beſcheide binnen gleicher Friſt die weitere Be⸗ 

ſchwerde an den Regierungs⸗Präſidenten ſtatt, 

deſſen Entſcheidungen endgültig ſind.“ 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 


Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben, Berlin im Schloß, den 13. Juni 1898. 
gez. Wilhelm R. 
gegez. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 
Nachtrag 


dem Genoſſenſchaftsvorſtande mit Zuſtimmung der zu dem Statute für die Ent⸗ 


Aufſichtsbehörde geſtattet werden. 


wäſſerungs⸗Genoſſenſchaft zu 


Gegen die auf Grund vorſtehender B- Sacollno⸗Paruſchke, im Kreiſe 
ſtimmungen ergehenden Entſcheidungen des Vor⸗ Flatow, vom 21. Dezember 1896. 


ſtandes findet innerhalb zwei Wochen die Be⸗ 
ſchwerde an die Aufſichtsbehörde und gegen deren 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 


Nachweiſung 
der wieder⸗ reſp. neuernannten und verpflichteten Amtsvorſteher und Stellvertreter im Kreiſe Tuchel. 
— — — ͤ— ü— — — — —Üñññꝛ—ß— —— ( — 


Nr. und Bezeichnung 
der 
Anttsbezirke. 


Stand, Name, Wohnort der Ernannten. 


Ernannt als: 


1 Resmin Landſchaftsrath H. Wilberg in Pantau Amtsvorſteher. 
5 Neutuchel Königlicher Forſtkaſſenrendant Bienwald in Neutuchelf Amtsvorſteher. 
Rittergutsverwalter M. Caspari, Liskau Stellvertreter. 

6 Schwiedt Königl. Oberförſter Abeſſer⸗Schwiedt Amtsvorſteher. 
Königl. Förſter Fiſcher⸗Birkwald Stellvertreter. 

7 Gr. Bislaw Gutsbeſitzer Waldemar Dauſt⸗Klonowo Stellvertreter. 
9 Summin Königl. Förſter Vogel⸗Wolfsgrund Stellvertreter. 
10 Koslinka Beſitzer Naſt in Koslinka Stellvertreter. 
11 Kelpin Beſitzer Valerian Glaſa⸗Kelpin Stellvertreter. 
13 Sehlen Gutsverwalter Barz⸗Sehlen Stellvertreter. 


Marienwerder, den 30. Juli 1898. 


Der Regierungs-Präſident. 


Verzeichniß⸗ 
der für die Amtsperiode 1898/1904 im Kreiſe Schwetz wieder⸗ bezw. neuernannten Amtsvorſteher und 
Stellvertreter. 
8 Stand, Name und Wohnort der 
3 — — — ——— ——— EngEEgETe 
2 


Gruczno Gutsbeſitzer 


2 Warlubien 
3] XXIX Oſche U 
4 XXXX Bremin 
5 V Gr. Sibſau 
6 VI Gr. Lubin 
NX VI Luſchkowko 
8 XX Sulnowo 
91 XXII Taſchau 
10 XXVI Hagen 
| XXX Wirry 
12] XXXI Siemkau 


Marienwerder, den 31. Juli 1898. 


Amts⸗Vorſteher 


Niemeyer in Gruczno 
Beſitzer Wichert in Warlubien 
Beſitzer Metzer in Oſche 
Gutsbeſitzer von Nitykowski⸗Grellen 
in Bremin 


Stellvertreter. 


Amtsſekretär Gaede in Gruc zno 


Adminiſtrator Siebert in 
Adl. Saleſche. 

Beſitzer Krüger in Kommerau. 
Beſitzer Goertz in Dragaß. 
Gutsbeſitzer Dr. Paesler in 

Luſchkowko. 
Gutsbeſitzer von Parczewski in 
Bellno. 

Gutsbeſitzer Wiſſelinck in Taſchau. 
Königlicher Förſter Heum in Hagen. 
Gutsbeſitzer Heinrich in Falkenhorſt. 
Gutsbeſitzer Mezner in Buddin. 

Der Regierungs-Präfident. 


1 
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6) Das Vorleſungs⸗Verzeichniß der Königlichen Uni: 


verfität Greifswald für das Winterhalbjahr 1898/99 


iſt erſchienen und wird auf Wunſch den Intereſſenten 
von der Königl. Univerſitäts⸗Kanzlei daſelbſt zugeſandt 
werden. 
Marienwerder, den 3. Auguſt 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 

7) Mit Rückſicht auf die bevorſtehende Manöverzeit 
bringe ich die Beſtimmungen des § 4 des Anhanges 
zur Feldgendarmerie Ordnung, welcher von der Stellung 
und den Befugniſſen der Gendarmerie-Patrouille handelt 


und in dem dieſſeitigen Amtsblatt pro 1890 Nr. 37 C. V. 6282. 


S. 290/91 abgedruckt iſt, hierdurch in Erinnerung. 

Marienwerder, den 6. Auguſt 1898. 

Der Regierungs-Präſident. 
8) Der zum Steuerſatz von 24 Mark für das Jahr 
1898 ausgefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 511 des 
Michael Kanitz II in Rybno, Kreiſes Löbau, zum 
Handel mit Fiſchen mittels einſpännigen Fuhrwerks iſt 
angeblich verloren gegangen und wird hierdurch für 
ungültig erklärt. 

Marienwerder, den 16. Juli 1898. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
9) Frankirung bezw. Nichtfrankirung von 
Poſtſendungen. 

Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal- Angelegenheiten hat nach einer Mit⸗ 
theilung des Herrn Oberpräſidenten der diesſeitigen 
Provinz vom 23. d. Mts. — O. P. Nr. 5718 — 
durch Erlaß vom 5. April d. J. — G. 11 5681 — 
ſich damit einverſtanden erklärt, daß nach geſchehenem 
Einvernehmen zwiſchen dem Herrn Oberpräſidenten 
und dem verewigten Herrn Biſchof Dr. Leo Redner 
vom 7./14. März d. J. der Artikel 30 der Geſchäfts⸗ 
anweiſung für die katholiſchen Kirchenvorſtände und 
Gemeinde⸗Vertretungen der Diözeſe Culm vom 1. De⸗ 
zember 1888 in nachſtehender Weiſe abgeändert wird 
bezw. folgenden Zuſatz erhält: 

„Frei von der Frankirung find Poſt⸗ 
ſendungen an die Staatsbehörden in Angelegen⸗ 
heiten des fiskaliſchen Patronats und Poſt⸗ 
ſendungen an die Staatsbehörden, welche aus⸗ 
ſchlißlich im Staatsintereſſe liegen oder aus 
der ſtaatlichen Oberaufſicht hervorgehen, insbe⸗ 
ſondere die Einſendung der Kirchengemeinde Etats 
und Rechnungen an die ſtaatlichen Aufſichtsbe⸗ 
hörden, Berichte der Kirchenvorſtände an die 
Regierungs⸗Präſidenten über Erſatzwahlen und 
Veränderungen in den Kirchengemeindeorganen, 
Berichte der Kirchenvorſtände wegen Einhohlung 
der in $ 50 des Geſetzes vom 20. Juni 1875 
über die Vermögens⸗Verwaltung in den katho⸗ 
liſchen Kirchengemeinden, vorgeſchriebenen Ge⸗ 
nehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörden.“ 

Den katholiſchen Kirchen vorſtänden der dies⸗ 
ſeitigen Diözeſe bringen wir den vorſtehenden Zuſatz 
zu Artikel 30 der Gefhäfts - Anweiſung vom 1. De: 


— 


zember 1888, unter gleichzeitigem Hinweiſe auf den 
am 10. Januar 1890 in Nr. 1 des Amtlichen Kirchen⸗ 
blattes veröffentlichen Miniſterial⸗Erlaß vom 23. De⸗ 
zember 1889 — G. II Nr. 4687 — behufs Beachtung 
für die Frankirung von Poſtſendungen zur Kenntniß. 
Zugleich weiſen wir die Herren Vorſitzenden der katho⸗ 
liſchen Kirchenvorſtände hiermit an, den obigen Zuſatz 
zu Artilel 30 des im Pfarrarchiv aufbewahrten Exem⸗ 
plars der Geſchäfts⸗Anweiſung beizufügen. 

Pelplin, den 28. Juni 1898. 

Capitular⸗Vicariat⸗Amt des Bisthums Culm. 
Dr. Lüdtke. 
Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 

Auf Grund des 8 362 des Strafgeſetzbuchs: 
1. Johann Baptiſt Alcione, Arbeiter, geboren 
am 15. März 1869 zu Momoliere, Italien, 
italieniſcher Staatsangehöriger, wegen Land: 
ſtreichens, vom Kaiſerlichen Bezirks-Präſidenten 
zu Metz, vom 29. Juni d. J. 
Theodor Bayer, Fabrikarbeiter, geboren am 
7. Juli 1879 zu Linz, Ober. Oeſterreich, orts⸗ 
angehörig zu Pernek, Bezirk Krumau, Böhmen, 
wegen Landſtreichens, von der Königlich baye- 
riſchen Polizei -Direktion zu München, vom 
Ton Jun ed, Se 
Theophil Cabanis, Kellner, geb. am 17. Juni 
1872 zu St. Hippolyte = bu : Fort, Departement 
Gard, Frankreich, franzöfiiher Staatsangehöriger, 
wegen Landſtreichens und Gewerbepolizeiüber⸗ 
tretung, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten i. E., 
vom 1. Juli d. J. 
Ignaz Hahn, Handarbeiter, geb. am 12. Fe⸗ 
bruar 1846 zu Reiſchdorf, Bezirk Kaaden, Böhmen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegens Bettelns, von 
der Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft zu 
Zwickau, vom 27. Mai d. J. 
Hermann Hieke, Arbeiter, geb. am 21. Auguſt 
1875 zu Wien, ortsangehörig zu Kulm, Bezirk 
Auſſig, Böhmen, wegen unterlaſſener Beſchaffung 
eines Unterkonnmens, vom Königlich preußiſchen 
Regierungs⸗Präſidenten zu Berlin, vom 1. Juni d. J. 
Johann Horvath, Commis, geb. am 22. No⸗ 
vember 1865 zu Wien, ortsangehörig zu Lovre⸗ 
caſela, Bezirk Krapina⸗Toplica, Kroatien, wegen 
Landſtreichens, von der Königlich bayeriſchen 
Polizei⸗Direktion zu München, vom 18. Juni d. J. 
Karl Alfred Petersſon, Arbeiter, geboren am 
19. Mai 1871 zu Skumpermola, Schweden, orts⸗ 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns und Sach⸗ 
beſchädigung, vom Königlich preußiſchen Regie⸗ 
ae zu Schleswig, vom 30. Juni 
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Johann Franz Pirſch, Schreiner, geboren am 
26. Dezember 1855 zu Arlon, Belgien, belgiſcher 
Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, vom Kaiſerlichen Bezirks - Präſidenten 
zu Straßburg i. E., vom 27. Juni d. J. 


* 


9. Franziska Seirer, Stickerin, ledig, geboren am ferendare unter Ueberweiſung an das Amtsgericht 
24. April 1869 zu St. Margarethen, Bezirk Dt. Eylau bezw. Zoppot, 

Schwaz, Tirol, ortsangehörig zu Buch, Bezirk 4. Gerichtsaſſeſſor Keßler aus Danzig zum Amts⸗ 
Schwaz, Tirol, wegen gewerbsmäßiger Unzucht, richter bei dem Amtsgericht in Saalfeld, 

von der Königlich bayeriſchen Polizei⸗Direktion zu 5. der diätariſche Gerichtsſchreibergehilfe Hugo 
München, vom 8. Juni d. J. Handt aus Danzig zum Gerichtsſchreiber bei 

10. Rudolf Buchholzer, Fabrikarbeiter, geboren dem Amtsgericht in Chriſtburg, 
am 12. April 1880 zu Ottnang, Bezirk Vöckla 6. der Hilfsunterbeamte Paul Rerin aus Dirſchau 
bruck, Ober⸗Oeſterreich, ortsangehörig zu Windhaag, zum Gerichtsdiener bei dem Amtsgericht in Schwetz. 
Bezirk Perg, Ober⸗Oeſterreich, wegen Landſtreichens, Verſetzt: 1. Referendar Arthur Tes mer aus Danzig 
von der Königlich bayeriſchen Polizei⸗Direktion zu in den Kammergerichtsbezirk. 

München, vom 25. Juni d. J. 2. der Gefangenaufſeher Runge aus Elbing als 

11. Moritz Chevallier, Drucker, geboren am Gerichtsdiener an das Amtsgericht in Pr. Star⸗ 
5. Auguſt 1882 zu Paris, franzöſiſcher Staats⸗ gard, 
angehöriger, wegen Landſtreichens, vom Kaiſer⸗ 3. der Gefangenaufſeher Czolbe aus Danzig an 
lichen Bezirks = Präſidenten zu Straßburg i. E., das landgerichtl. Gefängniß in Konitz, 
vom 7. Juli d. J. 4. der Gerichtsdiener Ceſſarz aus Pr. Stargard 

12. Johann Fiſcher, Fabrikarbeiter, geboren am als Gefangenaufſeher an das landgerichtliche Ge⸗ 
15. April 1863 zu Dallwitz, Bezirk Karlsbad, fängniß in Elbing. 

Böhmen, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen Zugelaſſen: Gerichtsaſſeſſor Soldin aus Konitz zur 
Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich baye— Rechtsunwaltſchaft bei dem Landgericht in Schneide⸗ 
riſchen Bezirksamt zu Marktheidenfeld, vom 6. Juni mühl. 

0 Uebernommen: Referendar Hans Müller aus Berlin 

13. Wilhelm Kupcik, Metzger, geb. am 19. Auguſt in den dieſſeitigen Bezirk. 

1852 zu Wazan, Bezirk Wiſchau, Mähren, öſter⸗Entlaſſen: Gefangenaufſeher Franz Schultheiß in 
reichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, Konitz. 

vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Erding, Penſionirt: Gerichtsſchreiber, Kanzleirath No bach in 
vom 18. Juni d. J. Strasburg Wpr. 

14. Camille Lönic, Graveur, geboren am 7. März Verliehen: 1. den Landrichtern Hirſchberg in Thorn 
1878 zu Paris, franzöſiſcher Staatsangehöriger, und Poſchmann in Elbing der Charakter. als 
wegen Landſtreichens, von Kaiſerlichen Bezirks⸗ Landgerichtsrath, N N N 
Präsidenten zu Straßburg i. E., vom 7. Juli d. J.. 2. dem Anmtsgerichtsrath Richter in Graudenz iſt 

15. Vincenz Meſchnark, Schneider, geboren am der Rothe Adlerorden IV. Klaſſe, ö 
2. November 1879 zu Völkermarkt, Kärnthen, 3. Dem Gerichtsſchreiber Fei ſtkorn in Thorn 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens aus Anlaß ſeiner Penſionirung der Charakter 
und Bettelns, vom Königlich bayeriſchen Bezirks⸗ als Kanzleirath. 
amt zu Garmiſch, vom 30. Juni d. J. Perſonal⸗Veränderungen im Bereiche des Kgl. 

15 Perſonal⸗Chronik. Provinzial⸗Schul⸗Kollegiums zu Danzig 


für Monat Juli 1898. 

Der Charakter als „Profeſſor“ iſt verliehen 
worden: dem Oberlehrer am Gymnaſium in Konitz 
Auguſt Papenfuß, dem Oberlehrer am Gymnaſium 
in Konitz Heinrich Lüke, dem Oberlehrer am Gym⸗ 
Der Kreisſekretär Pauly in Strasburg iſt zum Na 10 n 1 Dr. a 5 a 
Regierungs⸗Sekretär ernannt und an die Regierung „ Schullehrer⸗Seminare: 
zu Marienwerver verſezt. 0 g ö Es iſt befördert worden: zum Direktor des Schul⸗ 

„Der Regierungs⸗Sekretär Komm iſt zum Kreis⸗ lehrer⸗ Seminars in Pr. Friedland der bisherige 
ſekretär bei dem Landrathsamte in Strasburg ernannt. Seminar⸗Oberlehrer Harn iſch in Prenzlau. 
Perſonal⸗Veränderungen im Departement des Der Kataſterkontroleur, Steuerinſpektor Müller 
Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder zu Briefen iſt mit dem 1. September d. J. in gleicher 

pro Monat Juli 1898. Amtseigenſchaft nach Harburg verſetzt. 
Ernannt: 1. Oberlandesgerichtsrath von Bünau aus Mit demſelben Zeitpunkte wird der Kataſter⸗ 

Marienwerder zum Reichsgerichtsrath in Leipzig, landmeſſer Roſt zu Marienwerder zum Kataſter⸗ 

2. Gerichtsaſſeſſor Philippi aus Konitz zum kontroleur für das Kataſterantt Brieſen beſtellt. 

Staatsanwalt bei dem Landgericht in Dortmund, Im Kreiſe Marienwerder iſt der Rittergutsbeſitzer 

3. die Rechtskandidaten Kurt Bruns aus Hoch⸗ Robert Hennig zu Rundewieſe zum Amtsvorſteher 
ſtrieß und Max Nötzel aus Zoppot zu Re⸗ für den Amtsbezirk Rundewieſe ernannt. 


Der Kreisſekretär Flatau in Schlochau iſt 
zum Regierungs⸗Sekretär ernannt und an die Re⸗ 
gierung zu Marienwerder verſetzt. 

Der Regierungs⸗Sekretär Zahn iſt zum Kreis⸗ 
ſekretär bei dem Landrathsamte in Schlochau ernannt. 
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Der Königliche Oberförſter Weiß in Zechendorf! 
iſt für den Bezirk der Oberförſterei Döberitz zum Forſt⸗ 
amtsanwalt bei dem Amtsgericht zu Dt. Krone ernannt, 
worden. 
Der Königliche Oberförſter Picht iſt zum Forſt⸗ 
amtsanwalt für den Bezirk des Forſtreviers Schwalgen⸗ 
dorf ernannt worden. 

Dem Forſtaufſeher Fredrich, bisher zu Sdroje, 
iſt unter Ernennung zum Förſter die durch das Ab⸗ 
leben des Förſters Wettmarshauſen erledigte Stelle 
zu Sichts, in der Oberförſterei Chotzenmühl, vom 
1. September d. Js. ab, definitiv übertragen. 

Dem Forſtaufſeher Krauel, bisher in der 
Oberförſterei Oſche, iſt unter Ernennung zum Förſter 
die durch das Ableben des Förſters Bludau erledigte 
Stelle zu Althütte, in der Oberförſterei Bülowsheide, 
vom 1. Oktober d. Js. ab, definitiv übertragen. 

Ernannt iſt: der Poſtſekretär Theden in Tuchel 
zum Poſtmeiſter. 

Angeſtellt iſt: der Poſtanwärter Krauſe in 
Schlochau als Poſtaſſiſtent. 

Es find verſetzt worden: der Ober⸗Grenz⸗Kon⸗ 
troleur von Braunſchweig von Leibitſch als 
Ober⸗Steuer⸗Kontroleur nach Pr. Friedland, der Ober⸗ 
Grenz⸗Kontroleur Kattner von Leobſchütz als Ober⸗ 
Steuer⸗Kontroleur nach Dt. Krone, der Hauptamts— 
Aſſiſtent Bruns von Hannover als Ober⸗Grenz⸗Kon⸗ 
troleur nach Leibitſch und der Hauptamts⸗Aſſiſtent 
Knape von Berlin als Ober⸗Grenz⸗Kontroleur nach 
Gollub. 

Der Pfarrer Galow in Paſtwisko iſt vom 1. bis 
27. Auguſt d. Js. beurlaubt und wird während dieſer 
Zeit von dem Kreisſchulinſpektor, Schulrath Dr. 
Kaphahn in Graudenz in den Geſchäften der Orts⸗ 
ſchulinſpektion vertreten. 

Der Kreisſchuliuſpektor Eichhorn in Strasburg 
iſt vom 10. Auguſt bis 10. September d. Is. be⸗ 
urlaubt und wird während dieſer Zeit von dem Kreis- 
ſchulinſpektor Sermond in Strasburg vertreten. 
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Dem früheren Lehrer 
walli iſt die Erlaubniß ert 
als 


Paul Nowatzki in Kucz⸗ 
heilt, im dieſſeitigen Bezirk 
Hauslehrer und Erzieher thätig zu ſein. 

Dem Fraulein Ella Scharf in Domäne Anna⸗ 
feld, Kreis Flatow, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dies⸗ 
ſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig 


zu ſein. 
12) Erledigte Schulſtellen. 

Die Lehrerſtelle an der evangeliſchen Volks⸗Schule 
zu Bahrendorf, Kreis Brieſen, wird zum 16. Auguſt 
d. Is. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Dr. Seehaufen zu Briefen zu melden. 

Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule in Lons⸗ 
kipiec, Kreis Schwetz, iſt erledigt. 

g Lehrer katholiſcher Konfeſſton, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Menge zu Tuchel zu melden. 
Anzeigen verſchiedenen Juhalts. 
Bekanntmachung. 
Das der Stadtgemeinde Freyftadt gehörige, in der 
Neuftadtitraße hierſelbſt belegene Hausgrundſtück, welches 
zur Zeit als Armenhaus benutzt wird, ſoll öffentlich 
verſteigert werden, vorbehaltlich der Zuſtimmung des 
Herrn Regierungs⸗Präſidenten. 

Das Grundſtück liegt zwiſchen den Grundſtücken 
des Fräulein Wendt und des Schieferdeckers Mar⸗ 
klewitz, die Werthtaxe für dasſelbe beträgt 600 Mk. 

Verſteigerungstermin am 

Dienſtag, den 4. Oktober 1898, 
Vormittags 10 Uhr, 


18) 


im Magiſtrats⸗Bureau. 


Die Verkaufs⸗Bedingungen können bei uns ein- 
geſehen werden. Bietungs⸗Kaution 100 Mk. 
Freyſtadt, den 3. Auguſt 1898. 
Der Magiſtrat. 
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(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 32.) 


Rediairt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von R. Kanter's Hofbuch druckerei. 


